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von Renten der Sozialversicherung, soweit nachfolgend nichts 
anderes festgelegt ist.

(3) Für Mitarbeiter mit einer ununterbrochenen Dienstzeit 
bei der Deutschen Post von 10 und mehr Jahren beträgt der 
Steigerungsbetrag zur Berechnung der Alters- oder Invaliden­
versorgung für jedes Jahr der Dienstzeit bei der Deutschen 
Post 1,5 % des beitragspflichtigen monatlichen Durchschnitts­
verdienstes der letzten 20 Kalenderjahre vor Beendigung der 
letzten versicherungspflichtigen Tätigkeit. Der Steigerungsbe­
trag von 1,5% gilt auch für* die Berechnung der Invaliden­
versorgung von Mitarbeitern mit einer ununterbrochenen 
Dienstzeit bei der Deutschen Post von mindestens 5 Jahren, 
wenn die Invalidität während der ununterbrochenen Dienst­
zeit eintritt.

(4) Der Berechnung der Unfallversorgung für Mitarbeiter 
der Deutschen Post mit einem monatlichen Durchschnittsver­
dienst von mehr als 600 M in den letzten 12 Kalendermona­
ten vor dem Unfall ist der durchschnittliche monatliche Ge­
samtverdienst mit den gleichen Lohnbestandteilen zugrunde 
zu legen, wie bei einem Verdienst bis 600 M monatlich. Das 
gilt auch für die Berechnung der Unfallhinterbliebenenver­
sorgung.

§17
(1) Für die Gewährung und Berechnung der Zusatzalters­

und Zusatzinvalidenrente sowie der Zusatzhinterbliebenen­
rente gelten die Rechtsvorschriften über die freiwillige Zu- 
satzrentenversicherung bei der Sozialversicherung, soweit 
nachfolgend oder im Rahmenkollektivvertrag der Deutschen 
Post nichts anderes festgelegt ist.

(2) Mitarbeiter, die am 1. Januar 1974 bei der Deutschen 
Post tätig sind, erhalten bei der Berechnung ihrer Zusatz­
alters- oder Zusatzinvalidenrente eine zusätzliche Versiche­
rungszeit angerechnet, wenn sie

a) am 1. März 1971 als Frau älter als 45 Jahre bzw. als 
Mann älter als 50 Jahre waren und

b) der freiwilligen Zusatzrentenversicherung beigetreten 
sind bzw. bis zum 30. Juni 1974 mit Wirkung vom 1. Ja­
nuar 1974 beitreten.

§18
Haben Mitarbeiter, die bereits vor dem 1. Januar 1974 bei 

der Deutschen Post tätig waren, nach der bis zum 31. Dezem­
ber 1973 geltenden Versorgungsordnung der Deutschen Post 
einen höheren Versorgungsanspruch als nach den §§ 16 und 17 
dieser Verordnung, sind die bisherigen Versorgungsbestim­
mungen weiter anzuwenden. Voraussetzung dafür ist, daß 
diese Mitarbeiter der freiwilligen Zusatzrentenversicherung 
bis zum 30. Juni 1974 mit Wirkung vom 1. Januar 1974 bei­
treten.

§19
Alters- und Invalidenrenten der Sozialversicherung, die als 

die höhgre Leistung anstelle der Alters- bzw. Invalidenver­
sorgung der Deutschen Post gezahlt werden und auf die be­
reits vor dem 1. Januar 1974 Anspruch bestand, werden in 
Abhängigkeit von der Anzahl der nachgewiesenen Dienstjahre 
bei der Deutschen Post wie folgt erhöht:
— bei 10 Dienstjahren um 15 M monatlich,
— für jedes weitere vollendete Dienstjahr um zusätzlich 

1,50 M monatlich.
Das gilt auch für ruhende Alters- bzw. Invalidenrenten, wenn 
diese mit der Erhöhung die Alters- bzw. Invalidenversorgung 
der Deutschen Post übersteigen.

Щ

§20
Einzelheiten der Anwendung der §§ 16 bis 19 regelt der 

Minister für Post- und Fernmeldewesen im Einvernehmen 
mit dem Staatssekretär für Arbeit und Löhne und in Über­

einstimmung mit dem Bundesvorstand des Freien Deutschen 
Gewerkschaftsbundes sowie dem Zentralvorstand der Indu­
striegewerkschaft Transport- und Nachrichtenwesen.

Abschnitt II

Auszeichnungen

§21

Grundsätze

Die kameradschaftliche Zusammenarbeit, die gegenseitige 
Hilfe und Achtung, die Erziehung und Selbsterziehung der 
Mitarbeiter im Kollektiv sind entscheidende Grundlagen so­
zialistischer Arbeitsmoral und -disziplin. Die sozialistische 
Arbeitsmoral und -disziplin als Grundregel für die gemein­
same Arbeit der Mitarbeiter ist durch sozialistische Erzie­
hung und durch. Auszeichnungen zu fördern. Mitarbeiter, die 
hervorragende Leistungen vollbracht haben, sind durch Ein­
zel- oder Kollektivauszeichnungen zu ehren. Die Auszeich­
nungen sind unmittelbar nach vollbrachter Leistung öffentlich 
und in würdiger Form vorzunehmen. Sie werden in die Per­
sonalakte eingetragen.

§22
Betriebliche Auszeichnungen

(1) Unabhängig von staatlichen Auszeichnungen können 
nachstehende betriebliche Auszeichnungen ausgesprochen wer­
den:

schriftliche Belobigung,
Gewährung einer Geld- oder Sachprämie,

Überreichung einer Ehrenurkunde, die mit einer Geld­
oder Sachprämie verbunden werden kann,

Verleihung eines höheren Dienstranges.

(2) Die Auszeichnungen sind vom Disziplinarvorgesetzten 
im Einvernehmen mit der zuständigen Gewerkschaftsleitung 
vorzunehmen. Die Verleihung eines höheren Dienstranges 
wird durch den zuständigen Attestierungsvorgesetzten vor­
genommen.

(3) Die betrieblichen Gewerkschaftsleitungen sowie die be­
trieblichen Leitungen der anderen gesellschaftlichen Organi­
sationen haben das Recht, dem Disziplinarvorgesetzten oder 
Attestierungsvorgesetzten Vorschläge für die Auszeichnung 
von Mitarbeitern zu unterbreiten.

§23
Verdienstmedaille der Deutschen Post

(1) Für hervorragende Leistungen bei der Entwicklung des 
sozialistischen Post- und Fernmeldewesens und bei der Ge­
währleistung seiner ständigen Einsatzbereitschaft wird die 
„Verdienstmedaille der Deutschen Post“ verliehen.

(2) Für die Verleihung gilt die Ordnung über die Verlei­
hung der „Verdienstmedaille der Deutschen Post“ (Anlage 1).\^

§ 24
Treuedienstmedaille der Deutschen Post

(1) Für treue Dienste bei der Deutschen Post wird für 10-, 
20-, 30- und 35jährige (Frauen) bzw. 40jährige (Männer) un­
unterbrochene Dienstzeit die „Treuedienstmedaille der Deut­
schen Post“ verliehen. Sie ist mit einer Treueprämie verbun­
den.

(2) Für die Verleihung gilt die Ordnung über die Verlei­
hung der „Treuedienstmedaille der Deutschen Post“ (An­
lage 2). \


